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Graswurzelarbeit gegen Studiengebühren
Längst gibt es eine Renaissance der pauschalen Abgabe an Hochschulen – die neuen Protest herausfordert
Das Bündnis »Lernfabriken … meu-
tern!« plant eine neue Protestwelle
gegen Studiengebühren. Großde-
monstrationen dürften aber schwie-
rig werden, denn die aktuellen Ge-
bühren gelten nicht für alle.

Von Max Zeising

Längst waren Studiengebühren tot-
geglaubt, doch offenbar gibt es noch
Lebenszeichen. Jüngst bemühte sich
das Institut der Deutschen Wirtschaft
(IW) eindringlich um Reanimations-
maßnahmen: Weil etliche Fachberei-
che an deutschen Hochschulen im-
mer weniger Geld zur Verfügung hät-
ten und insbesondere die Lehre auf-
grund steigender Studierendenzahlen
finanziell nicht gut ausgestattet sei,
müsse mehr Geld in die Bildung in-
vestiert werden, so das arbeitgeber-
nahe Forschungsinstitut. Das aber will
nicht den Staat, sondern die Studie-
renden zur Kasse bitten.
Dass sich das Institut in guter Ge-

sellschaft befindet, zeigen entspre-
chende Bemühungen in den einzel-
nen Bundesländern: Im Mai beschloss
die grün-schwarze Landesregierung
von Baden-Württemberg, dass Stu-
dierende aus Nicht-EU-Ländern ab
dem Wintersemester 1500 Euro pro
Semester zahlen müssen. Ein ähnli-
ches Modell sieht auch die schwarz-
gelbe Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen vor.
Grund genug, um zum Gegenpro-

test aufzurufen. Das Bündnis »Lern-
fabriken … meutern! – Bildung ist an-
ders« traf sich am vergangenen Wo-
chenende in Hannover zu einem Ver-
netzungsforum. Dabei ging es in Ple-
na und Workshops neben Autorität
und Demokratie auch um soziale Aus-
grenzung im Bildungssystem – die

durch die Wiedereinführung von Stu-
diengebühren gefördert wird. »Wir
haben auf der Konferenz einen Zwölf-
Punkte-Plan erstellt«, sagt Bündnis-
sprecher Sandro Philippi. So fordert
das Bündnis etwa, Noten abzuschaf-
fen, Ausbildungen nach gesetzlichem
Mindestlohn zu bezahlen und die Ab-
schaffung von Ausbildungsgebühren.
Im April 2018 soll es dazu die nächs-
ten großen Protestaktionen geben.
Widerspruch ist besonders des-

halb nötig, weil die Gefahr besteht,

dass zukünftig auch in anderen Bun-
desländern wieder Studiengebühren
eingeführt werden. Insbesondere die
FDP ist ganz vorn dabei, wenn es um
die Erhebung von Beiträgen geht.
Schon im Bundestagswahlkampf for-
derten die Liberalen, »dass Hoch-
schulen nachgelagerte Studienbei-
träge erheben sollen«. Zwar sind für
Bildungspolitik die Länder zuständig,
doch angesichts einer bundesweit er-
starkten FDP ist die Umsetzung des
Bundesvorhabens auch nach den

nächsten Landtagswahlen längst
nicht ausgeschlossen.
10,7 Prozent erhielt die FDP bei der

Bundestagswahl. Und auch in den
Ländernbefinden sichdie Liberalen im
Aufwind. InNiedersachsen,wo am15.
Oktober gewählt wird, ist unter Um-
ständen sogar eine schwarz-gelbe Ko-
alition möglich. Nächstes Jahr folgen
die Landtagswahlen in Bayern und
Hessen: In Bayern ist die absolute
Mehrheit für die CSU gefährdet, eine
schwarz-gelbe Koalition ist denkbar.

In Hessen hätte die schwarz-grüne
Koalition aktuell keine Mehrheit, je-
doch Jamaika. Die Liberalen könnten
in Zukunft also wieder in einigen Lan-
desregierungen sitzen.
Sollten auch andere Ländern in Zu-

kunft wieder Gebühren erheben,
könnte der Gegenwind umso stärker
werden. Das haben die 2000er-Jahre
gezeigt, in denen viele Bundesländer
Studiengebühren einführten, was zu
massiven Protesten führte. Im Rah-
men des bundesweiten Bildungsstreik
gingen 2009 an einem Tag fast
300 000 Menschen auf die Straße.
Und auch in Baden-Württemberg ist
es in diesem Jahr bereits zu Protest-
aktionen gekommen. Landesweit gab
es Demonstrationen, in Freiburg wur-
de das Audimax besetzt.
Nach Ansicht von Philippi gibt es

aber einen bedeutenden Unterschied
zu den früheren Protesten: »Die ak-
tuellen Studiengebühren spalten eher
die Studierenden, weil sie nicht für
alle gelten. Deshalb ist es momentan
schwierig, Großdemonstrationen auf
die Beine zu stellen.« Das Bündnis le-
ge daher den Fokus zunächst darauf,
mit kleineren Aktionen auf sich auf-
merksam zu machen und Verständ-
nis für die Probleme im Bildungs-
sektor zu schaffen.
»Es gibt in der Protestszene der-

zeit großen Unmut«, führt Philippi
fort. So seien die Freiburger Besetzer
unzufrieden gewesen, weil sie ihr Ziel
nicht erreicht hätten. Auch nach der
Besetzung der HU Berlin, die sich ge-
gen die Absetzung von Andrej Holm
als Berliner Bau-Staatssekretär
wandte, sei die Enttäuschung groß
gewesen. Zudem sei die FDP heute
»ein schwierigerer Gegner als früher,
weil sie ihr neoliberales Programm
besser verkauft«.

Proteste gegen die Wiedereinführung von Studiengebühren im Dezember in Heidelberg Foto: dpa/Uwe Anspach

Geschwärzt und gelöscht
LINKE: Polizei sabotiert parlamentarische Aufklärung zu G20 / Landeskriminalämter löschen Datensätze

Die Polizeibehörden scheinen wei-
terhin kaum Interesse an der Auf-
klärung um die G20-Proteste in
Hamburg zu haben.

Von Florian Brand und
Samuela Nickel

»Ich bin Antifaschist und Kommu-
nist.« Mit diesen Worten stellte sich
der gebürtige Italiener Emiliano P.
am Mittwoch dem Prozess vor dem
Amtsgericht Hamburg. Verhandelt
wurde einer von zwei Fällen um
mutmaßliche GewalttäterInnen bei
den Protesten rund um das G20-
Treffen Anfang Juli. Für Erheiterung
sorgte unter den ZuschauerInnen
derweil die Verkleidung eines gela-
denen Zeugen. Ein Polizist, der un-
erkannt bleiben wollte, erschien mit
künstlichen Koteletten, Vokuhila-
Frisur und Brille zur Verhandlung,
wie eine Prozessbeobachterin via
Twitter schrieb. Ein Urteil lag bis Re-
daktionsschluss nicht vor.

Viel zu lachen hatte die innenpo-
litische Sprecherin der Linksfraktion
in Hamburg, Christiane Schneider,
indes nicht. Sie hatte im Rahmen des
G20-Sonderausschusses der Ham-
burgischen Bürgerschaft Aktenein-
sicht zum Polizeieinsatz rund um das
zweite Juli-Wochenende gefordert.
Sie erhielt nach eigenen Angaben
Aktenordner mit »exzessiven
Schwärzungen«. »Außer für Tele-
fonnummern und Namen, die dem
Datenschutz unterliegen, erkenne
ich für die Schwärzungen keinen
Grund – nur das Bestreben der Poli-
zeiführung, jede parlamentarische
Aufklärung zu sabotieren«, so
Schneider. Als Beispiel führte sie
zwei Ordner an, in denen 73 von 88
beziehungsweise 60 von 87 Seiten
entfernt worden seien.
Zwar räumte Polizeisprecher Ulf

Wundrack am Mittwoch ein, dass
»unter massivem Zeitdruck« ver-
mutlich mehr Stellen als nötig ge-
schwärzt worden seien«, bemühte

sich aber gleichzeitig um Beschwich-
tigung. »Wir sind natürlich daran in-
teressiert, das so transparent wie
möglich zu machen. Wir wollen kei-
neswegs etwas vertuschen«.
Innensenator Andy Grote (SPD)

hatte im Ausschuss zuletzt zugesi-
chert, noch einmal prüfen zu lassen,
ob die geschwärzten Akten nicht
doch veröffentlicht werden könn-
ten. Dass überhaupt Unterlagen un-
leserlich gemacht oder aus den Ak-
ten entnommen worden seien, be-
gründete Grote mit der Vorsicht ein-
zelner Beamter. Diese hätten sich im
Zweifel für die Sicherheitsbelange
der Behörden entschieden.
Dafür geht die Verschleierungs-

taktik deutscher Polizeibehörden an
anderer Stelle weiter: Wie die ARD
berichtet, sollen die Landeskrimi-
nalämter Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern rechtswidrige Daten-
sätze zum Vorfall der rückwirkend
entzogenen Presseakkreditierungen
beim G20-Gipfeln gelöscht haben.

Viele der betroffenen 32 Journalis-
tInnen hatten nach dem Entzug ih-
rer Akkreditierung Auskunft über
gespeicherte Daten beim Bundes-
kriminalamt und jeweils zuständi-
gen Landeskriminalamt eingeholt.
Neun von ihnen haben wegen des
Entzugs der Akkreditierung Klage
gegen das Bundespresseamt einge-
reicht und bei der Bundesdaten-
schutzbeauftragten Beschwerde
eingelegt. Auch zwei JournalistIn-
nen von »neues deutschland« wa-
ren betroffen. Der frühere Bundes-
datenschutzbeauftragte Peter
Schaar sagte der ARD: »Wenn Da-
ten gelöscht werden, um zu ver-
hindern, dass die Rechtmäßigkeit
ihrer Speicherung überprüft wird,
handelt es sich um die Unterdrü-
ckung von Beweismitteln.«
Der Deutsche Journalisten-Ver-

band forderte zuletzt die Rehabili-
tierung jener JournalistInnen, de-
nen aufgrund falscher Datensätze die
Akkreditierung entzogen wurde.

Behörden unterschätzten rassistische Motive
Gutachten im Auftrag der Stadt München besagt, dass der Anschlag in der Landeshauptstadt vor einem Jahr eine rechtsradikale Straftat war

Regierungspolitiker und Behörden
haben rechten Terror hierzulande
lange kleingeredet. Nach diesem
Muster sollten auch die Ermittlun-
gen zum Münchner Attentat zu den
Akten gelegt werden.

Von Aert van Riel

Der Attentäter David S., der am 22.
Juli 2016 in München neun Men-
schen und sich selbst erschossen hat-
te, verehrte Adolf Hitler und hasste
Türken und Araber. Zu diesen
Schlussfolgerungen kamen die Er-
mittlungsbehörden nach der Tat.
Trotzdem schrieben die Staatsan-
waltschaft und das Landeskriminal-
amt in ihrem Abschlussbericht, dass
nicht davon auszugehen sei, dass die
Tat »politisch motiviert« war. Zwar
räumten sie ein, dass bei David S.

ideologische »Anleihen aus dem Be-
reich Rechtsextremismus« erkennbar
gewesen seien, entscheidend sollen
aber Mobbingerfahrungen in der
Schule und eine daraus resultierende
psychische Erkrankung gewesen sein.
Der Wunsch nach Rache sei demnach
tatauslösend gewesen.
Der These der Behörden, dass die

Tat persönlich motiviert gewesen sei,
haben nun drei von der Stadt Mün-
chen beauftragte Gutachter wider-
sprochen. Sie gehen nach Berichten
der »Süddeutschen Zeitung« und des
WDR von einer politisch motivierten
Tat aus. Einer der Gutachter sprach
von Rechtsterrorismus. Die Stadt hat
die Sozialwissenschaftler Christoph
Kopke, Matthias Quent und Florian
Hartleb beauftragt, den rechtsextre-
mistischen Hintergrund von S. zu klä-
ren. Ihre Analysen wollen sie am Frei-

tag im Rathaus von München prä-
sentieren.
Für die Forscher ist laut »Süddeut-

scher Zeitung« und WDR die Opfer-
auswahl des Täters entscheidend.
David S. ermordete ausschließlich
Menschen, die aus Einwandererfami-
lien stammten. Zudem sei die Tat am
Jahrestag des Attentats des norwe-
gischen Rechtsterroristen Anders
Breivik begangen worden, den S. als
Vorbild ansah. Breivik hatte am 22.
Juli 2011 in Oslo und auf der Insel
Utøya 77 Menschen umgebracht. Die
Opfer waren überwiegend Teilneh-
mer an einem Zeltlager der Jugend-
organisation AUF der sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei Norwegens.
Der zumTatzeitpunkt 18-jährige S.

habe nicht an seiner eigenen Schule
gemordet und er kannte keines der
Opfer. Er habe aber gewusst, dass am

Tatort nahe dem Olympia-Einkaufs-
zentrum viele Menschen mit einem
sogenannten Migrationshintergrund
anzutreffen sind, so die Forscher.
Durch die Abwertung von Migranten
habe sich S., der iranische Eltern hat-
te, als »echter Deutscher« gesehen.
Zudem war bekannt geworden, dass
der Täter in seinem Rassenwahn
»stolz darauf« war, als Iraner und als
Deutscher »Arier« zu sein. Die »Ari-
er« sollen ursprünglich aus dem in-
disch-persischen Raum stammen.
Iran bedeutet »Land der Arier«.
Die Forscher haben die Ermitt-

lungsakten der Staatsanwaltschaft
ausgewertet. Anders als die Behör-
den kommen zwei der Gutachter zu
dem Schluss, dass es sich um ein
Hassverbrechen handle. Die Kriterien
des polizeilichen Definitionssystems
(PMK) für rechte Straftaten würden

erfüllt. Die Behörden vernachlässig-
ten die rassistische Dimension der
Tat, so die Gutachter. Der dritte For-
scher kommt zudem zum Ergebnis,
dass S. ein »Einsamer-Wolf-Terro-
rist« gewesen sein könnte. Der junge
Mann sei »ein Produkt der Selbstra-
dikalisierung«.
Laut den Medienberichten schrieb

Matthias Quent, Leiter des Instituts
für Demokratie und Zivilgesellschaft
in Jena: »Rache und Politik, Auf-
merksamkeit und Mission, Amok und
Terror verschmelzen.« Der Politik-
wissenschaftler Florian Hartleb wies
darauf hin, dass die Ermittler außer
Acht gelassen hätten, dass S. seine Tat
lange Zeit und akribisch vorbereitet
habe und dass er in seinen Augen
München »vor Überfremdung« habe
schützen wollen.Mit Agenturen
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Veranstalter: GR Individual- & Gruppenreisen GmbH, 
Strelitzer Chaussee 253, 17235 Neustrelitz

Ausführliche Information: nd-Leserreisen, Herr Diekert, F.-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin 
Fax 030/2978-1650; leserreisen@nd-online.de; www.nd-leserreisen.de

Termine p. P. im DZ

14.03. - 21.03.2018 € 769,-

20.04. - 27.04.2018 € 829,-

Einzelzimmerzuschlag: € 119,-

ganztägiger Ausfl ug Sevilla € 55,-

ganztägiger Ausfl ug Ronda € 55,-

ganztägiger Ausfl ug Cordoba € 55,-

ganztägiger Ausfl ug Gibraltar  € 49,-

Leistungen

Flüge mit Air Berlin von Berlin/Tegel 

nach Malaga und zurück 

Transfer Flughafen - Hotel - Flughafen

7 Ü/HP im 4-Sterne-Hotel Cervantes in 

Torremolinos

ganztägiger Ausfl ug Weiße Dörfer mit Mit-

tagessen bei einheimischen Hausfrauen

ganztägiger Ausfl ug Granada mit 

Führung und Eintritt Alhambra

Reisebegleitung ab/bis Flughafen Berlin

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

INFO/BUCHUNG 030/2978-1620 Reisebegleitung ab/bis Flughafen

ANDALUSIEN
Zu Gast bei einheimischen Hausfrauen

Sevilla, Plaza de espana

Numerus
clausus auf
der Kippe
Bundesverfassungsgericht
prüft Auswahlverfahren für
Medizinstudium

Karlsruhe. Das Bundesverfas-
sungsgericht stellt die Zulassungs-
bedingungen für das Medizinstu-
dium mit einer Konzentration auf
die Abiturnote auf den Prüfstand.
Im Mittelpunkt der mündlichen
Verhandlung am Mittwoch stand
die Frage, ob das derzeitige Ver-
fahren mit dem Grundrecht auf
freie Wahl des Berufs und des Aus-
bildungsplatzes sowie dem Gleich-
heitsgrundsatz vereinbar ist.
Der Vorsitzende des Ersten Se-

nats, Ferdinand Kirchhof, fragte
eingangs, ob die Abiturnote in ei-
nem föderal differenzierten
Schulsystem dafür überhaupt
aussagekräftig sei. Hintergrund
des Normenkontrollverfahrens
sind Klagen von zwei Bewerbern
für das Studienfach Humanmedi-
zin vor dem Verwaltungsgericht
Gelsenkirchen. Die Richter dort
halten Teile der Regelungen für
verfassungswidrig, weil viele Be-
werber von vorn herein ausge-
schlossen seien. Für die Vergabe
von Studienplätzen mit Numerus
clausus ist die in Dortmund an-
sässige Stiftung für Hochschulzu-
lassung zuständig.
Aktuell werden 20 Prozent der

Studienplätze nach Abiturnote
vergeben, 20 Prozent nach War-
tezeit und der Rest in einem Aus-
wahlverfahren an den Hochschu-
len, bei dem auch die Abiturnote
eine große Rolle spielt. Bei der di-
rekten Vergabe nach Notendurch-
schnitt sei heute ein Wert von 1,0
bis 1,2 erforderlich. Nach Kirch-
hofs Angaben drängen sich aktuell
fast 62 000 Bewerber auf knapp
11 000 Ausbildungsplätze. Im
Wartezeitverfahren dauert es 14
bis 15 Semester bis zur Zulassung.
Das Gelsenkirchener Gericht

hält Wartezeiten, die die Regel-
studienzeit überschreiten, für ver-
fassungswidrig. Der Bevollmäch-
tigte der beklagten Stiftung für
Hochschulzulassung, Max-Ema-
nuel Geis, stellte das infrage. Ein
System, das Optimierungsbedarf
habe, sei nicht automatisch ver-
fassungswidrig.
In der Verhandlung kam von

mehreren Seiten die Anregung,
den Anteil von Tests auszuweiten.
»Wir sind dafür, in einem zentra-
len Test die menschlichen, empa-
thischen und ärztlichen Fähigkei-
ten zu prüfen«, sagte der Präsi-
dent der Bundesärztekammer,
Frank Ulrich Montgomery. In
Hamburg gibt es nach Angaben
des Universitätsklinikums Eppen-
dorf bereits gute Erfahrungen mit
Interviews. Bis zu einer Entschei-
dung des Bundesverfassungsge-
richts vergehen in der Regel meh-
rere Monate. dpa/nd
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